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Präambel
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen,
von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem ver-
einten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deut-
sche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grund-
gesetz gegeben. Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein
und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und
Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für
das gesamte Deutsche Volk.

Wie alle Präambeln, so enthält auch diese den politischen Appell, die
Proklamation und das Selbstverständnis. Die Anrufung Gottes muss als ein
Bekenntnis gewertet werden, dass auch der verfassungsgebenden Gewalt
Schranken gesetzt sind. Das GG ist prinzipiell religiös-weltanschaulich
neutral. Eine bestimmte religiöse Richtung ist mit der advocatio dei, der
Anrufung Gottes, nicht gemeint. Aber es hat seine Wurzeln, wie alle
modernen Verfassungsströmungen, im Naturrecht, d. h. in dem im mensch-
lichen Wesen innewohnenden, von Natur her gegebenen Recht (siehe auch
Einführung und Vorbemerkung zu Abschnitt I.).

Die ursprüngliche Präambel enthielt ein Wiedervereinigungsgebot vom
Range eines Verfassungsauftrages gemäß Urteil des BVerfG vom 13. Juli
1973. Danach hatten alle Organe der Bundesrepublik Deutschland die
Pflicht, diese Wiedervereinigung anzustreben und alles zu unterlassen, was
diese rechtlich oder tatsächlich unmöglich machen könnte.

Die gleichfalls in dem ursprünglichen Vorspruch vorhandene Wendung „für
eine Übergangszeit“ ist mit derWiedervereinigung von 1990 entfallen.

Mit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepub-
lik Deutschland ist das Verfassungsgebot zur Wiederherstellung der staatli-
chen deutschen Einheit gegenstandslos geworden. Der Präambeltext von
1949 forderte das deutsche Volk auf, „ . . . in freier Selbstbestimmung die
Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden“. Diese Aufforderung ist
dank der Revolution der Deutschen in der DDR vom November 1989
politisch erfüllt und mit dem Beitrittsbeschluss der einzigen frei gewählten
Volkskammer der DDR am 23. August 1990 rechtlich beschlossen worden.

Der Hinweis auf das Deutsche Volk als den allein berechtigten Verfassungs-
geber soll verdeutlichen, dass diese Verfassung nicht aus einem Diktat der
ehemaligen Siegermächte hervorgegangen ist und auch nicht das Werk der
Länder ist, die bereits vor der Gründung der Bundesrepublik existierten. –
Man beachte übrigens, dass hier und in weiteren Artikeln, z. B. Art. 56, stets
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nur vom „deutschen Volk“ gesprochen wird und nicht von einer (multi-
kulturellen) „deutschen Gesellschaft“ oder der „Bevölkerung“.

Grundrechte
Vorbemerkungen:
Der Gedanke, dass es vorgegebene, angeborene Rechte des Menschen
gibt, ist so alt wie die Geschichte der Unterdrückung des Menschen.
Diese als Naturrecht bezeichnete Vorstellung fand in den ersten Ver-
fassungsurkunden als vorstaatliches Recht Eingang. Einige stellten die
allgemeinen Menschen- und Bürgerrechte an den Anfang, so die
Unabhängigkeitserklärung der USA von 1776 und die französische
Proklamation der Menschenrechte von 1789. Auch die Charta der
Vereinten Nationen von 1945 spricht in der Präambel vom „Glauben an
die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen
Persönlichkeit“.

Der Grundrechtskatalog dieses Abschnitts gehört zum unverzichtbaren
Kernbestand der freiheitlichen demokratischen Grundordnung (s. Art. 79
Abs. 2).

Die Grundrechte werden üblicherweise eingeteilt in die:
1. Freiheitsrechte, das sind die historisch ältesten, die auch Abwehrrechte

(gegen den Staat) genannt werden, z. B. in Art. 2,
2. Gleichheitsgrundrechte, z. B. in Art. 3 und die
3. Leistungsgrundrechte, z. B. in Art. 6.

Die Grundrechte spiegeln eine objektive Wertordnung wider, die als Richt-
schnur für alles staatliche Handeln gilt. Einige von ihnen sind auch sog.
institutionelle Gewährleistungen, d. h. der Staat muss die betreffende
Rechtsform erhalten und schützen, z. B. das Privateigentum (Art. 14).

Umstritten ist die sog. Drittwirkung der Grundrechte, inwieweit gelten sie
also nicht nur in den Beziehungen zwischen der öffentlichen Hand und dem
einzelnen Bürger, sondern auch im Rechtsverkehr der Privatpersonen unter-
einander. Nach dem Wortlaut des GG scheint eine unmittelbare Dritt-
wirkung z. B. bei Art. 9 Abs. 3 Satz 2 vorzuliegen, nachdem Abreden zur
Einschränkung der Koalitionsfreiheit rechtswidrig sind. Die herrschende
Meinung spricht mehr von einer mittelbaren Drittwirkung oder Ausstrah-
lungswirkung für das Privatrecht, z. B. für die Interpretation zivilrechtlicher
Generalklauseln wie etwa bei § 242 BGB (Treu und Glauben). Man spricht
auch von einer solchen auf Privatverträge, wenn Frauen gegenüber Män-
nern aufgrund ihres Geschlechts nicht benachteiligt werden dürfen.

Grundrechte IGrundrechte
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Kein Grundrecht gilt absolut und uneingeschränkt. Die wichtigsten Schran-
ken sind:
1. Der Gesetzesvorbehalt, nach dem das Nähere durch ein Gesetz geregelt

wird, z. B. Art. 4 Abs. 3. Dabei hat der Gesetzgeber den Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen (s. Bemerkung zu Art. 20 Abs. 3).
In diesen Bereich fallen auch Gesetze über „besondere Gewaltverhält-
nisse“, z. B. bei Beamten und Wehrdienstleistenden.

2. Verfassungsimmanente Schranken, was bedeutet, dass ein Grundrecht
begrenzt wird, weil es mit einem Grundrecht eines anderen kollidiert.
Dabei muss eine Güterabwägung im Einzelfall erfolgen, welches Grund-
recht das höherrangige ist. So muss das Recht auf freie Religionsaus-
übung des einen zurücktreten, wenn es um den Schutz des Lebens eines
Dritten geht, z. B. die von den Eltern verweigerte Bluttransfusion für ihr
lebensgefährlich erkranktes Kind.

3. Verfassungsrechtskollision, bei der ein Grundrecht mit einem anderen
Verfassungsgebot in Widerspruch gerät, wie z. B. die Anerkennung der
Enteignungen zwischen 1945 und 1949 durch die Sowjetunion, um auf
diese Weise ihre Zustimmung zur Wiedervereinigung von 1990 zu
erhalten – unbeschadet der historisch offenen Frage, ob die sowjetische
Siegermacht tatsächlich dies als unabdingbar angesehen hat.

Grundrechte binden die gesamte öffentliche Hand als Grundrechtsverpflich-
teten, der diese zu beachten hat. Sie verlangen vom Staat, diese Grund-
rechte zu schützen.
Grundpflichten kennt das GG, was vielfach als Mangel empfunden wird, im
Gegensatz zu der Fülle von Grundrechten nur wenige. Sie sind in den
Art. 5, 6, 12, 12a und 14 genannt.

Art. 1 [Schutz der Menschenwürde]
Vorbemerkungen:
Der Art. 1 enthält drei Aussagen:
– Die Unantastbarkeit der Menschenwürde.
– Das Bekenntnis zu den Menschenrechten als Grundlage menschlicher

Gemeinschaft.
– Die unmittelbare Bindung aller staatlichen Gewalt an die Grund-

rechte.

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Die Würde des Menschen gilt als der schlechthin oberste Wert. Das GG hat
damit die wichtigste wertsetzende Enscheidung getroffen.

I Grundrechte Art. 1
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Der Art. 1 Abs. 1 gehört zu den tragenden Verfassungsgrundsätzen und
hat elementare Bedeutung für alle anderen Bestimmungen des GG.

Er ist zugleich eine grundsätzliche Entscheidung über Rechtfertigung und
Auftrag aller staatlichen Gewalt. Mit ihm wird ausgedrückt, dass dem Staat
kein Primat vor der Menschenwürde zukommt, dass diese nicht von ihm
verliehen wird, sondern vorstaatlich gegeben ist.

Die Formulierung ist auch aus der historischen Erfahrung zu begreifen. Mit
ihr sollte eine Ab- und Umkehr vom nationalsozialistischen „Fahnen-
spruch“: „Du bist nichts, Dein Volk ist alles“ vollzogen werden.

Mit diesem Grundrecht wird jedermann ein Abwehrrecht gegen die staatli-
che Gewalt und ein Schutzauftrag garantiert, der den Staat verpflichtet,
den Einzelnen vor Verletzung der Menschenwürde durch andere zu bewah-
ren.

Praktisch wirksam wird der Abs. 1 in aller Regel nur in Verbindung mit den
nachfolgenden Grundrechten, die als Ausformulierung und Konkretisierung
des Art. 1 betrachtet werden, durch den die Würde des Menschen als
höchster Wert in den Mittelpunkt des gesamten Rechtssystems gestellt
wird.

Der Begriff Menschenwürde ist nicht klar definierbar. Er ist geprägt vom
Menschenbild des GG. Danach ist jeder Mensch eine einmalige und unver-
wechselbare Persönlichkeit, aber nicht als selbstherrliches Individuum, son-
dern in einer Gemeinschaft lebend und ihr verbunden und verpflichtet.
Andererseits ist der Mensch aber nicht nur Teil eines Kollektivs.

So wird deshalb auch versucht, sie mit einer sog. Negativdefinition begriff-
lich zu erfassen, wie: „Die Menschenwürde ist verletzt, wenn . . . Sie gilt
prinzipiell dann als verletzt, wenn der Mensch zum bloßen Objekt gemacht
wird.“

Wie problematisch freilich ein direkter Rückgriff auf den Art. 1 Abs. 1 sein
kann, zeigt ein sehr diskussionsbedürftiges Urteil eines Oberlandesgerichts,
nach dem zur Beweissicherung die Verabreichung von Brechmitteln an
einen afrikanischen Drogenhändler, der bei seiner Verhaftung die Ware
hinuntergeschluckt hatte, gegen die Menschenwürde verstoßen soll.

Die Unantastbarkeit besagt, dass der Mensch gegen Angriffe auf seine
Würde abgeschirmt und vom Staat beschützt werden muss.

Beispiel: Auch der selbstverschuldet Obdachlose hat Anspruch auf ein
Existenzminimum, das ihm wenigstens erlaubt, wenn auch in bescheide-
nen Verhältnissen, ein noch gerade menschenwürdiges Dasein zu fristen.
– Auch der gefährliche Gewohnheitsverbrecher darf bei ansonsten
strengen Sicherheitsvorkehrungen nicht wie ein Hofhund mit einer Kette
an die Zellenwand angebunden werden.

Grundrechte IArt. 1
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